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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1972 Ausgegeben am 29. September 1972 115. Stück

3 5 9 . Bundesgesetz! Änderung des Ausgleichsabgabegesetzes
3 6 0 . Bundesgesetz: Interimsabkommen — Durchführungsgesetz
361. Verordnung: Interimsabkommen — Durchführungsverordnung
362. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung

von Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form
3 6 3 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung

von Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form
3 6 4 . Verordnung: Ermäßigung des festen Teilbetrages für bestimmte Waren der Zolltarif-

nummer 20.05 nach dem Ausgleichsabgabegesetz

3 5 9 . Bundesgesetz vom 14. September
1972, mit dem das Ausgleichsabgabegesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Ausgleichsabgabegesetz, BGBl. Nr. 219/

1967, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 151/1969, 411/1970 und 464/1971, wird wie
folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 3 hat die lit. a zu lauten:
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2. Im § 1 Abs. 3 lit. b hat der dritte Satz zu
lauten:

„Nach Maßgabe dieser Voraussetzungen hat der
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen
mit den Bundesministern für Handel, Gewerbe
und Industrie und für Land- und Forstwirtschaft
durch Verordnung zu bestimmen, ab welchem
Zeitpunkt alle oder einzelne der in der Anlage zu
diesem Bundesgesetz angeführten Waren der Aus-
gleichsabgabe unterliegen."

3. Der Abs. 5 des.§ 1 hat zu lauten:
„(5) Diesem Bundesgesetz unterliegen jene im

Abs. 3 angeführten Waren nicht, die nach einem
in einer Anmerkung des Zolltarifes 1958 vorge-
sehenen begünstigten Zollsatz abzufertigen sind
oder für die nach einer Anmerkung des Zoll-
tarifes 1958 im Rahmen des gesetzlich eingeräum-
ten freien Ermessens eine Zollermäßigung oder
Zollfreistellung bewilligt worden ist."

4. Der § 2 hat zu lauten:
„§ 2. (1) Die Ausgleichsabgabe setzt sich aus

einem festen Teilbetrag (Schutzelement) und aus
einem beweglichen Teilbetrag zusammen.

(2) Der feste Teilbetrag beträgt für Waren der

des Zollwertes.

(3) Der feste Teilbetrag für die in der Anlage
zu diesem Bundesgesetz angeführten Waren, die
in eine nicht im Abs. 2 genannte Zolltarifnummer
einzureihen sind, wird vom Bundesministerium
für Handel, Gewerbe und Industrie im Einver-
nehmen mit den Bundesministerien für Land-
und Forstwirtschaft und für Finanzen entspre-
chend dem Anteil des Schutzelementes im Zoll
zum Zeitpunkt der Einbeziehung der Ware ge-
mäß § 1 Abs. 3 lit. b dieses Bundesgesetzes ermit-
telt und durch Verordnung des Bundesministers
für Finanzen festgesetzt.

(4) Der bewegliche Teilbetrag ergibt sich aus
dem Unterschied zwischen dem Inlands- bzw:
Schwellenpreis nach § 3 und dem Auslands- bzw.
Frei-Grenze-Preis nach § 4 der für die Herstel-
lung der betreifenden Waren üblicherweise benö-
tigten Mengen von Zucker, Melasse, Getreide,
Grieß, Getreidemehl, Stärke, Milch und Erzeug-
nissen aus Milch. Der jeweilige Gehalt an Milch
und Erzeugnissen aus Milch ist auf ein Trocken-
milchäquivalent umzurechnen. Für die üblicher-
weise benötigten Mengen von Waren der Zoll-
tarifnummer 17.02 A und B tritt an Stelle des
Unterschiedes zwischen dem Inlands- bzw.
Schwellenpreis und dem Auslands- bzw. Frei-
Grenze-Preis der für diese Vorprodukte jeweils
in Betracht kommende bewegliche Teilbetrag
gemäß § 3 Abs. 2 des Stärkegesetzes, BGBl.
Nr. 218/1967. Bei der Berechnung des beweg-
lichen Teilbetrages gelten stärkehaltige Waren
der Zolltarifnummer ex 38.19 L als aus Kartoffel-
stärke hergestellt. Der Stärkegehalt ist nach dem
modifizierten, polarimetrischen Ewers-Verfahren,
der Zuckergehalt als Gesamtzuckergehalt, gerech-
net als Invertzucker, zu bestimmen.

(5) Für die der Festsetzung des beweglichen
Teilbetrages zugrunde zu legenden üblicherweise
benötigten Vormaterialien ist von Durchschnitts-
rezepturen auszugehen, die das Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft für Warenhauptgrup-
pen zu ermitteln hat.
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(6) Der bewegliche Teilbetrag ist nach Maß-
gabe der Abs. 4 und 5 durch den Bundesminister
für Finanzen mit Wirkung vom 1. Feber, 1. Mai,
1. August und 1. November jeweils für drei
Monate in Schilling je 100 kg Eigengewicht der
eingeführten Ware durch Verordnung festzu-
setzen.

(7) Werden durch das Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft neue Warenhauptgruppen oder
Durchschnittsrezepturen (Abs. 5) ermittelt, so
hat der Bundesminister für Finanzen unbeschadet
der im Abs. 6 festgelegten Festsetzungstermine
den beweglichen Teilbetrag zwischenzeitig durch
Verordnung festzusetzen.

(8) Die Verordnungen nach den vorstehenden
Absätzen sind im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" kundzumachen und treten, sofern nicht ein
späterer Zeitpunkt festgesetzt ist, mit dem Be-
ginn des auf den Tag ihrer Kundmachung fol-
genden Tages in Kraft."

5. Der § 3 hat zu lauten:

„§ 3. (1) Als Inlandspreis für die landwirtschaft-
lichen Vorprodukte (§ 2 Abs. 4) gilt der Durch-
schnitt der nachstehend angeführten Preise und
Notierungen für das einen Monat vor den im
§ 2 Abs. 6 genannten Festsetzungsterminen je-
weils abgelaufene Kalendervierteljahr:

a) für Weizen und Roggen der Mühlenein-
standspreis, der sich aus der behördlichen
Preisbestimmung für Getreide ergibt;

b) für Mehl und Grieß aus Weizen und Rog-
gen der Preis für Verarbeitungsbetriebe, der
sich aus der behördlichen Preisbestimmung
für Mahlprodukte unter Berücksichtigung
des höchsten Mengenabschlages ergibt;

c) für die nicht in lit. a und b angeführten
Getreide-, Mehl- und Grießarten sowie für
die in lit. a und b angeführten Waren, so-
fern sich die dort genannten Preise nicht
aus einer behördlichen Preisbestimmung
ergeben, die Notierungen an der Börse für
landwirtschaftliche Produkte in Wien;

d) für Zucker, Melasse und Stärke die nach
den Bestimmungen des Zuckergesetzes,
BGBl. Nr. 217/1967, oder des Stärkegeset-
zes ermittelten Schwellenpreise;

e) für Milch der inländische Fabriksabgabe-
preis.

(2) Die Inlandspreise sind durch das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
im Einvernehmen mit den Bundesministerien für
für Land- und Forstwirtschaft und für Finanzen
zu ermitteln."

6. Der § 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Als Auslandspreis für die landwirt-
schaftlichen Vorprodukte (§ 2 Abs. 4) gilt
der Durchschnitt der nachstehend angeführten
Notierungen, Preise und sonstigen Preisfeststel-
lungen für das einen Monat vor den im § 2
Abs. 6 genannten Festsetzungsterminen jeweils
abgelaufene Kalendervierteljahr:

a) für Getreidemehl die Notierungen für
Bäckermehl, Brotmehl und Keksmehl an
der Londoner Börse;

b) für Zucker, Melasse und Stärke die nach
den Bestimmungen des Zuckergesetzes oder
des Stärkegesetzes ermittelten Frei-Grenze-
Preise;

c) für andere landwirtschaftliche Vorprodukte
Notierungen, Preise und sonstige Preisfest-
stellungen, die die Preissituation auf Ober-
schußmärkten wiedergeben. Dies gilt auch
für die in lit. a und b angeführten land-
wirtschaftlichen Vorprodukte, sofern die
Notierungen nach lit. a fehlen oder die
Notierungen und Frei-Grenze-Preise nach
lit. a und b nicht die Preissituation auf
Überschußmärkten wiedergeben.

(2) Die gemäß Abs. 1 maßgeblichen Preise sind
durch das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für Land- und Forstwirtschaft
und für Finanzen zu ermitteln.

(3) Preise in ausländischer Währung sind nach
dem für die Umrechnung zur Ermittlung des
Zollwertes gemäß § 9 Wertzollgesetz 1955, BGBl.
Nr. 60, festgesetzten Kurs (Zollwertkurs) auf
österreichische Schilling umzurechnen."

7. Der Absatz 1 des § 5 hat zu lauten:

„(1) Die Erhebung der Ausgleichsabgabe ob-
liegt den Zollämtern. Der Bündesminister für
Finanzen kann durch Verordnung die sachliche
Zuständigkeit einzelner Zollämter zur Erhebung
dieser Abgabe einschränken, wenn dies zur Ver-
einfachung des Verfahrens oder zur Vermeidung
besonderer Schwierigkeiten erforderlich ist."

8. Der § 7 hat zu lauten:

„§ 7. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Finanzen be-
traut, sofern die Abs. 2, 3, 4 und 5 nicht anderes
bestimmen.

(2) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 3 lit. b
erster Satz ist der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 5 ist der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
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strie im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft betraut.

(4) Mit der Vollziehung der §§ 2 Abs. 3 erster
Halbsatt, 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 ist der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie im
Einvernehmen mit den Bundesministern für
Land- und Forstwirtschaft und für Finanzen
betraut.

(5) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 3 lit. b
dritter Satz ist der Bundesminister für Finanzen
im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Handel, Gewerbe und Industrie und für Land-
und Forstwirtschaft betraut."

9. Die Anlage hat zu lauten:
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1972 in Kraft.

(2) Für die Zeit vom Inkrafttreten bis zum
31. Oktober 1972 hat die Festsetzung des beweg-
lichen Teilbetrages nach § 2 Abs. 6 abweichend
von den dort genannten Festsetzungsterminen zu
erfolgen. Dieser Festsetzung sind die Inlandspreise
nach § 3 und die Auslandspreise nach § 4
zugrunde zu legen, die für eine Festsetzung zum
1. August 1972 heranzuziehen gewesen wären.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits vor seinem Inkrafttreten
erlassen werden, treten jedoch frühestens gleich-
zeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

Artikel III

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes richtet sich nach § 7 des Ausgleichs-
abgabegesetzes in der Fassung des Art. I dieses
Bundesgesetzes.

Jonas
Kreisky Androsch Staribacher Weihs

3 6 0 . Bundesgesetz vom 14. September 1972,
über die Durchführung der Zollbestimmun-
gen des Interimsabkommens zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft sowie des Interims-
abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(Interimsabkommen — Durchführungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Begriffsbestimmungen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet
der Begriff

a) „Interimsabkommen (EWG)" das am
22. Juli 1972 in Brüssel unterzeichnete
Interimsabkommen zwischen der Republik
Österreich und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft.

b) „Interimsabkommen (EGKS)" das am
22. Juli 1972 in Brüssel unterzeichnete
Interimsabkommen zwischen der Republik
Österreich und den Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl.

c) „andere Vertragsstaaten" die durch den
Vertrag vom 25. März 1957 gegründete
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und

die Mitgliedstaaten der durch den Vertrag
vom 18. April 1951 gegründeten Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl.

d) „Gemischter Ausschuß" den im Art. 25 des
Interimsabkommens (EWG) und im Art. 22
des Interimsabkommens (EGKS) genann-
ten Ausschuß.

e) „Zolltarif" den einen Bestandteil des Zoll-
tarifgesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, bilden-
den Zolltarif, in der jeweiligen Fassung.

f) „Zollgesetz 1955" das Zollgesetz 1955,
BGBl. Nr. 129, in der jeweiligen Fassung.

g) „Wertzollgesetz 1955" das Wertzollgesetz
1955, BGBl. Nr. 60, in der jeweiligen Fas-
sung.

h) „Vorzugszollsätze" die nach dem Interims-
abkommen (EWG) und dem Interims-
abkommen (EGKS) gesenkten Zollsätze.

i) „Protokoll Nr. 2" das in Art. 7 des
Interimsabkommens (EWG) genannte Pro-
tokoll über Waren, für die zur Berück-
sichtigung der Preisunterschiede bei ver-
arbeiteten landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen eine Sonderregelung gilt.

j) „Protokoll Nr. 3" das in Art. 9 des
Interimsabkommens (EWG) und das in
Art. 6 des Interimsabkommens (EGKS)
genannte Protokoll über die Ursprungs-
regeln.

ABSCHNITT II

Zollsondervorschriften und Zollverfahren

§ 2. (1) Ausgangszollsätze im Sinne des Art. 4
des Interimsabkommens (EWG) und des Art. 3
des Interimsabkommens (EGKS) sind

a) die im Zolltarif festgelegten allgemeinen
Zollsätze oder

b) die von Österreich im Rahmen des All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommens
(GATT), BGBl. Nr. 254/1951, vereinbarten
und in der Liste XXXII — Österreich ent-
haltenen Vertragszollsätze oder

c) die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz
angeführten Zollsätze,

je nachdem, welcher von diesen Zollsätzen im
Einzelfall eine niedrigere Abgabenbelastung er-
gibt. Im Falle der lit. a und b sind die Zollsätze
nach dem Stande vom 1. Jänner 1972 zugrunde
zu legen.

(2) Für die im Protokoll Nr. 2 angeführten
landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse
gelten die in der Tabelle II dieses Protokolls
angeführten Ausgangssätze.
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(3) Bei Wirksamwerden der noch gemäß
Z. 1 der Allgemeinen Bestimmungen der
Liste XXXII — Österreich des Genfer Proto-
kolls (1967) zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen (GATT), BGBl. Nr. 397/1967, vor-
gesehenen Zollzugeständnisse ersetzen diese Zoll-
sätze die im Abs. 1 festgelegten Ausgangszoll-
sätze.

(4) Keine Ausgangszollsätze im Sinne des Abs. 1
sind Zollsätze, die im Rahmen von Kontingen-
ten, bei Vorliegen eines Erlaubnissdieines oder
einer Bestätigung angewendet werden, sowie
Zollermäßigungen, die im Einzelfall auf Grund
des § 6 des Zolltarifgesetzes 1958 oder anderer
gesetzlicher Bestimmungen gewährt werden kön-
nen.

(5) Bei Berechnung der Vorzugszollsätze sind
Bruchteile von Wertzollsätzen von mehr als
0'05 vom Hundert und Bruchteile der in Schilling
festgelegten Zollsätze von mehr als S 0'05 auf
die erste Dezimalstelle aufzurunden, ansonsten
auf die erste Dezimalstelle abzurunden.

§ 3. Auf Verfahren nach diesem Bundesgesetz
finden die in Angelegenheiten der Zölle gelten-
den Verfahrensvorschriften Anwendung.

§ 4. Solange die in der Anlage C zum Proto-
koll Nr. 3 angeführten Erdölerzeugnisse von den
in diesem Protokoll festgelegten Ursprungs-
regeln ausgenommen sind, gelten für diese Er-
zeugnisse die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 und 6
des Zollgesetzes 1955 mit der Maßgabe, daß für
die Anwendung des Vorzugszollsatzes der Ur-
sprung durch ein Ursprungszeugnis nachzuweisen
ist. In der Ausfuhr ist für österreichische Ur-
sprungserzeugnisse ein Ursprungszeugnis nach
den Bestimmungen des § 4 des Zollgesetzes 1955
von den Kammerämtern der Kammern der ge-
werblichen Wirtschaft auszustellen.

§ 5. Die nach dem Interimsabkommen (EWG)
und dem Interimsabkommen (EGKS) auf Ur-
sprungserzeugnisse der anderen Vertragsstaaten
anzuwendenden Vorzugszollsätze finden auf die
im § 4 Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes 1955
bezeichneten Waren keine Anwendung.

§ 6. (1) Zur Erteilung von Warenverkehrs-
bescheinigungen zum Zweck der Inanspruch-
nahme des Vorzugszollsatzes in den anderen Ver-
tragsstaaten sind die Zollämter erster Klasse zu-
ständig. Der Bundesminister für Finanzen kann
die Befugnis zur Erteilung von Warenverkehrs-
bescheinigungen durch Verordnung auf be-
stimmte Zollämter zweiter Klasse ausdehnen,
wenn dies aus verkehrstechnischen oder wirt-
schaftlichen Gründen erforderlich ist.

(2) Wer die Erteilung einer Warenverkehrs-
bescheinigung A.OS. 1 beantragt oder eine Ur-

sprungserklärung A.OS. 2 ausstellt, hat die dafür
notwendigen Angaben vollständig und wahrheits-
gemäß zu machen und ihre Richtigkeit durch
Vorlage aller nach Lage des Einzelfalles erfor-
derlichen und geeigneten Unterlagen, wie Rech-
nungen, Einfuhrpapiere, Frachtpapiere, nachzu-
weisen.

(3) Der Antrag auf Erteilung einer Warenver-
kehrsbescheinigung ist zurückzuweisen, wenn die
Voraussetzungen nach diesem Bundesgesetz oder
nach dem Protokoll Nr. 3 nicht gegeben sind
oder die nach Abs. 2 erforderlichen Unterlagen
unvollständig oder mangelhaft sind.

(4) Bei Überprüfung der Angaben in den Vor-
drucken nach Anhang V und VI des Protokolls
Nr. 3 haben die Zollbehörden neben den Befug-
nissen nach § 26 des Zollgesetzes 1955 die glei-
chen Berechtigungen und Befugnisse, wie sie in
der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, in der jeweiligen Fassung, den Abgaben-
behörden für Zwecke der Abgabenerhebung ein-
geräumt sind. Zur Nachprüfung der von den
Zollbehörden der anderen Vertragsstaaten über-
mittelten Ursprungsnachweise hinsichtlich der
Richtigkeit der darin enthaltenen Erklärungen,
insbesondere über den Ursprung der Waren und
ihre unmittelbare Beförderung, können die Kam-
merämter der Kammern der gewerblichen Wirt-
schaft herangezogen werden, wenn dies zur Ver-
einfachung und Beschleunigung des Verfahrens
zweckdienlich erscheint.

(5) Wird der Antrag auf Erteilung einer
Warenverkehrsbescheinigung erst nach Ausfuhr
der Ware, auf die sich die Warenverkehrsbe-
scheinigung bezieht, gestellt, so kann das mit
der Sache befaßte Zollamt den Antrag an ein
anderes dem Wohnsitz (Sitz) des Ausführers oder
der Betriebsstätte, aus der die ausgeführte Ware
stammt, nähergelegenes sachlich zuständiges Zoll-
amt weiterleiten, sofern dies zur Vereinfachung
oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdien-
lich ist und nicht überwiegende Interessen des
Antragstellers entgegenstehen. Der Antragsteller
ist von der Weiterleitung zu verständigen.

§ 7. Die Herstellung von Vordrucken der
Warenverkehrsbescheinigung A.OS. 1 und der
Ursprungserklärung A.OS. 2 nach Art. 10 und 12
des Protokolls Nr. 3, ausgenommen die Her-
stellung durch die Österreichische Staatsdruckerei,
ist nur mit Bewilligung des Bundesministers für
Finanzen gestattet. Die Bewilligung ist zu ertei-
len, wenn der Hersteller Gewähr für die Einhal-
tung der nach dem Abkommen zu beachtenden
Vorschriften bietet; die Bewilligung hat die
erforderlichen Anordnungen zu enthalten. Die
Bewilligung kann insbesondere dann widerrufen
werden, wenn sich die für ihre Erteilung maß-
gebenden Verhältnisse geändert haben oder wenn
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den in der Bewilligung enthaltenen Anordnungen
nicht entsprochen wird.

§ 8. Unbedeutende formelle Mängel der
Warenverkehrsbescheinigung oder der Ur-
sprungserklärung im Postverkehr, geringfügige
Abweichungen der Angaben in diesen Ur-
sprungsnachweisen von den Angaben in der
Warenerklärung oder dem Inhalt der sonstigen
zur Zollabfertigung vorgelegten Unterlagen und
unbedeutende Abweichungen von den die unmit-
telbare Beförderung betreffenden Bestimmungen
stehen der Anwendung des Vorzugszollsatzes
nicht entgegen, wenn nachgewiesen wird, daß
die Nämlichkeit der zur Abfertigung beantrag-
ten Waren mit den den Gegenstand des vor-
gelegten Ursprungsnachweises bildenden Waren
gegeben ist, und wenn trotz der hervorgekom-
menen Mängel keine Zweifel hinsichtlich des Ur-
sprunges in den anderen Vertragsstaaten beste-
hen.

§ 9. Die Anträge auf Erteilung von Waren-
verkehrsbescheinigungen A.OS. 1 sowie die bei
der Einfuhr von Ursprungserzeugnissen dem
Zollamt vorzulegenden Warenverkehrsbescheini-
gungen und die bei der Ausfuhr von Ursprungs-
erzeugnissen vom Zollamt zu bestätigenden
Warenverkehrsbescheinigungen sind von den
Stempelgebühren befreit.

§ 10. Die in Art. 6 des Protokolls Nr. 3 für
Postsendungen genannte Wertgrenze beträgt
S 25.000'—. Die in Art. 15 Abs. 2 des Protokolls
Nr. 3 genannten Wertgrenzen betragen bei Klein-
sendungen S 1500'— und bei persönlichem Ge-
päck von Reisenden S 5000'—.

§ 11. (1) Auf Waren, die vor Inkrafttreten
des Interimsabkommens (EWG) und des Inte-
rimsabkommens (EGKS) bereits nach Österreich
versandt worden sind oder die sich im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Abkommen im Zoll-
gebiet im gebundenen Verkehr, in einer Zoll-
freizone oder in einem offenen Lager auf Vor-
merkrechnung befinden, ist der Vorzugszollsatz
nach Maßgabe des § 6 des Zollgesetzes 1955
anzuwenden, wenn innerhalb von vier Monaten
nach dem Inkrafttreten der genannten Abkom-
men dem Zollamt eine für diese Waren gültige
Warenverkehrsbescheinigung vorgelegt und nach-
gewiesen wird, daß das Erfordernis der unmittel-
baren Beförderung nach Art. 5 des Protokolls
Nr. 3 erfüllt ist.

(2) Kann in der Übergangszeit für in Abs. 1
bezeichnete Waren die Warenverkehrsbescheini-
gung nicht mit der für das beantragte Zollver-
fahren abgegebenen Warenerklärung vorgelegt
werden, so ist der Vorzugszollsatz nach Maß-
gabe des § 6 des Zollgesetzes 1955 über Antrag
unter der Bedingung anzuwenden, daß die

Warenverkehrsbescheinigung innerhalb von vier
Monaten nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
der in Abs. 1 genannten Abkommen nachge-
bracht wird. Dem Antrag ist zu entsprechen,
wenn in der Warenerklärung, von der in diesem
Fall eine zusätzliche Ausfertigung beizubringen
ist, erklärt wird, daß die Waren Ursprungs-
erzeugnisse der anderen Vertragsstaaten sind,
und wenn nachgewiesen wird, daß das Erfor-
dernis der unmittelbaren Beförderung nach
Art. 5 des Protokolls Nr. 3 erfüllt ist. Bei der
nachträglichen Vorlage der Warenverkehrs-
bescheinigung ist anzugeben, auf welche Abferti-
gung sie sich bezieht. Wird die Warenverkehrs-
bescheinigung bis zum Ablauf der angeführten
Frist dem mit der Sache befaßten Zollamt nicht
vorgelegt, so entsteht kraft Gesetzes die Ab-
gabenschuld hinsichtlich des unerhoben gebliebe-
nen Abgabenbetrages.

(3) Wird durch Vorlage eines sachlich unrich-
tigen Ursprungsnachweises in einem Zollverfah-
ren bewirkt, daß ein Vorzugszollsatz zu Unrecht
angewendet wird, so entsteht mit der Ausfol-
gung der Waren die Abgabenschuld kraft Ge-
setzes hinsichtlich des unerhoben gebliebenen Ab-
gabenbetrages. Das gleiche gilt, wenn durch
unrichtige Angaben oder durch die Vorlage sach-
lich unrichtiger Unterlagen bewirkt wird, daß
das Erfordernis der unmittelbaren Beförderung
nach Art. 5 des Protokolls Nr. 3 zu Unrecht
als erfüllt angesehen wird.

(4) Auf die nach Abs. 2 oder 3 entstandene
Abgabenschuld sind die für eine Zollschuld nach
§ 174 Abs. 3 lit. c des Zollgesetzes 1955 gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen anzuwenden.

§ 12. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, unter Beachtung der Interessen der
heimischen Wirtschaft zur Erleichterung und
Beschleunigung des Zollverfahrens sowie zur
wirksameren Überprüfung des Ursprungs der
durch das Interimsabkommen (EWG) und durch
das Interimsabkommen (EGKS) begünstigten
Waren von den im Protokoll Nr. 3 enthaltenen
allgemeinen Ursprungsregeln abweichende Regeln
durch Verordnung festzulegen, wobei auf die
vom Gemischten Ausschuß gegebenenfalls erteil-
ten Empfehlungen oder auf sonstige, mit den
anderen Vertragsstaaten getroffene Vereinbarun-
gen der Republik Österreich Bedacht zu nehmen
ist.

(2) Um dem technologischen Fortschritt in der
Warenproduktion und den Erfordernissen der
heimischen Wirtschaft Rechnung zu tragen, ist
der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich der im
Protokoll Nr. 2 angeführten landwirtschaft-
lichen Verarbeitungserzeugnisse auch im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
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Forstwirtschaft, andere als die in den Listen A und
B zum Protokoll Nr. 3 enthaltenen ursprungs-
begründenden Be- oder Verarbeitungsvorgänge
durch Verordnung festzulegen, wobei auf die
vom Gemischten Ausschuß gegebenenfalls erteil-
ten Empfehlungen oder auf sonstige, mit den
anderen Vertragsstaaten getroffene Vereinbarun-
gen der Republik Österreich Bedacht zu neh-
men ist.

§ 13. In Angelegenheiten der Handhabung der
im Interimsabkommen (EWG) und im Interims-
abkommen (EGKS) vorgesehenen Ursprungs-
regeln und übrigen Zollregelungen können das
Bundesministerium für Finanzen und über sei-
nen Auftrag die nachgeordneten Dienststellen
unmittelbar mit den von den anderen Vertrags-
staaten bekanntgegebenen Behörden verkehren.

§ 14. (1) Für die Einreihung einer durch das
Interimsabkommen (EWG) und durch das Inte-
rimsabkommen (EGKS) begünstigten Ware in
den österreichischen Zolltarif gelten die Bestim-
mungen des Zolltarifgesetzes 1958. Der Bundes-
minister für Finanzen hat die im Anhang zum
Art. 1 (i) des Interimsabkommens (EWG) und
die in den Anhängen II, III und IV des Proto-
kolls Nr. 3 des Interimsabkommens (EWG) und
im Anhang zum Interimsabkommen (EGKS) ent-
haltenen Warenlisten in der Nomenklatur des
österreichischen Zolltarifs mit Verordnung kund-
zumachen.

(2) Werden die im Abs. 1 genannten Listen
des Interimsabkommens (EWG) oder des Inte-
rimsabkommens (EGKS) durch den Gemischten
Ausschuß oder durch sonstige, mit den anderen
Vertragsstaaten getroffene Vereinbarungen der
Republik Österreich geändert, so hat der Bun-
desminister für Finanzen die im Abs. 1 genannte
Verordnung entsprechend zu ändern.

ABSCHNITT III

Schutzbestimmungen

§ 15. (1) Zur Durchführung der in den Art. 18,
19, 20 und 22 des Interimsabkommens (EWG)
und der in den Art. 14, 15, 17 und 19 des
Interimsabkommens (EGKS) vorgesehenen
Schutzmaßnahmen hat der Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie,
hinsichtlich der im Protokoll Nr. 2 angeführ-
ten landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse
auch im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft, bei Vorliegen der
in diesen Artikeln der genannten Abkommen
vorgesehenen Voraussetzungen und unter Be-
dachtnahme auf die im Art. 23 des Interims-
abkommens (EWG) und im Art. 20 des Inte-
rimsabkommens (EGKS) vorgesehenen Verfah-

ren neben den in § 12 Abs. 2 dieses Bundes-
gesetzes genannten Maßnahmen auch den Vor-
zugszoll auf die betreffenden Waren mit Ver-
ordnung ganz oder teilweise zurückzunehmen,
soweit dies zur Verhütung oder Behebung der
wirtschaftlichen Nachteile erforderlich ist.

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich der im
Protokoll Nr. 2 angeführten landwirtschaftlichen
Verarbeitungserzeugnisse auch im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, bei Vorliegen der Voraussetzungen,
die in den im Abs. 1 genannten Artikeln der
Interimsabkommen vorgesehen sind, die Erhe-
bung von Ausgleichsabgaben mit Verordnung
anordnen. Die Verordnung hat sowohl die
betroffene Ware genau zu bezeichnen, als auch
die Höhe der Ausgleichsabgabe festzulegen. Der
Satz der Ausgleichsabgabe ist auf Grund der
Wirkung zu berechnen, welche die Zolldispari-
täten für die verarbeiteten Rohstoffe oder Halb-
erzeugnisse auf den Wert der betreffenden Ware
nach dem Wertzollgesetz 1955 haben. Auf die
Erhebung der Ausgleichsabgaben sind die für
den Zoll geltenden gesetzlichen Vorschriften sinn-
gemäß anzuwenden. Die Erhebung der Aus-
gleichsabgaben obliegt den Zollämtern.

(3) Im Falle von Zolldisparitäten nach Art. 20
des Interimsabkommens (EWG) und Art. 17 des
Interimsabkommens (EGKS) kann der Bundes-
minister für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie, hinsichtlich der im Protokoll Nr. 2 ange-
führten landwirtschaftlichen Verarbeitungs-
erzeugnisse auch im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, unter
Bedachtnahme auf die im Art. 23 des Interims-
abkommens (EWG) und im Art. 20 des Inte-
rimsabkommens (EGKS) vorgesehenen Verfahren
zur Abwendung der Einführung von Ausgleichs-
abgaben seitens eines anderen Vertragsstaates
Zölle mit Verordnung in dem Ausmaß einführen,
das erforderlich ist, die Zolldisparität auszuglei-
chen, jedoch dürfen die Zölle bei Rohmaterialien
und Halberzeugnissen 10 vom Hundert und bei
Fertigwaren 20 vom Hundert des Wertes nach
dem Wertzollgesetz 1955 nicht übersteigen.

(4) Dem Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie und, soweit es sich um im Proto-
koll Nr. 2 angeführte landwirtschaftliche Ver-
arbeitungserzeugnisse handelt, im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, obliegt hiebei die Ermittlung, ob die
Voraussetzungen gegeben sind, die in den in
Abs. 1 genannten Artikeln der Interimsabkom-
men vorgesehen sind.

(5) Verordnungen nach den Abs. 1 bis 3 sind
aufzuheben, wenn die in den genannten Artikeln
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der Interimsabkommen vorgesehenen Voraus-
setzungen nicht mehr gegeben sind.

§ 16. Zur Durchführung des Art. 11 des Inte-
rimsabkommens (EWG) und zur Wahrung der
Gegenseitigkeit sowie zur Verhütung oder Be-
hebung wirtschaftlicher Nachteile hat der Bun-
desminister für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie für die Erdölerzeugnisse der Tarifnum-
mern 27.10, 27.11, 27.12, aus 27.13 (Paraffin,
mikrokristallines Wachs oder andere Mineral-
wachse, Paraffinrückstände) und 27.14 des Zoll-
tarifs die im § 12 Abs. 2 genannten Maßnahmen
zu treffen; er hat gegebenenfalls auch die An-
wendung der Vorzugszölle für die betreffenden
Waren ganz oder teilweise zu suspendieren, so-
weit dies zur Verhütung oder Behebung wirt-
schaftlicher Nachteile erforderlich ist. Dabei hat
er auf die von der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft vorgenommenen Änderungen und
gegebenenfalls auf die von der Gemischten Kom-
mission erteilten Empfehlungen Bedacht zu neh-
men.

ABSCHNITT IV

Schlußbestimmungen

§ 17. (1) Dieses Bundesgesetz wird mit dem
Inkrafttreten des Interimsabkommens (EWG)
und des Interimsabkommens (EGKS) wirksam.
Es verliert seine Gültigkeit mit dem Außerkraft-
treten dieser Abkommen.

(2) Verordnungen zur Durchführung dieses
Bundesgesetzes können bereits vor dessen In-
krafttreten erlassen werden. Sie treten jedoch
frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) Der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie und, soweit
es sich um im Protokoll Nr. 2 angeführte
landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug-
nisse handelt, auch im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hinsichtlich der §§ 12 Abs. 2,
15 Abs. 1, 2, 3 und 5;

b) der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie und, soweit es sich um im
Protokoll Nr. 2 angeführte landwirtschaft-
liche Verarbeitungserzeugnisse handelt, im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft hinsichtlich des
§ 15 Abs. 4;

c) der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie hinsicht-
lich der §§ 4 letzter Satz und 6 Abs. 4
letzter Satz und 16;

d) im übrigen der Bundesminister für Finan-
zen.

Jonas
Kreisky Androsch Staribacher Weihs
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Anlage

Besondere Ausgangszollsätze
nach § 2 Abs. 1 lit. c
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3 6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 20. September 1972 über
die Fassung der dem Interimsabkommen
zwischen der Republik Österreich und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie
dem Interimsabkommen zwischen der Repu-
blik Österreich und den Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl angeschlossenen Warenlisten nach der
Nomenklatur des Österreichischen Zolltarifs
(Interimsabkommen-Durchführungsverord-

nung)

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Interimsab-
kommen-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 360/
1972, wird verordnet:

§ 1. Die dem Protokoll Nr. 3 des Interimsab-
kommens (EWG) im Anhang II angeschlossene
Liste A hat nach der Nomenklatur des Österrei-
chischen Zolltarifs den aus der Anlage A zu die-
ser Verordnung ersichtlichen Wortlaut.

§ 2. Die dem Protokoll Nr. 3 des Interims-
abkommens (EWG) im Anhang III angeschlos-
sene Liste B hat nach der Nomenklatur des

Österreichischen Zolltarifs den aus Anlage B zu
dieser Verordnung ersichtlichen Wortlaut.

§ 3. Die dem Protokoll Nr. 3 des Interims-
abkommens (EWG) im Anhang IV angeschlos-
sene Liste C hat nach der Nomenklatur des
Österreichischen Zolltarifs den aus der Anlage C
zu dieser Verordnung ersichtlichen Wortlaut.

§ 4. Die dem Interimsabkommen (EWG) im
Anhang angeschlossene Liste der im Artikel 1
Unterabsatz i dieses Abkommens genannten
Waren hat nach der Nomenklatur des Österrei-
chischen Zolltarifs den aus der Anlage D zu die-
ser Verordnung ersichtlichen Wortlaut.

§ 5. Die dem Interimsabkommen (EGKS) im
Anhang angeschlossene Warenliste hat nach der
Nomenklatur des Österreichischen Zolltarifs den
aus der Anlage E zu dieser Verordnung ersicht-
lichen Wortlaut.

§ 6. Diese Verordnung wird gemäß § 17
Abs. 2 des Interimsabkommen-Durchführungs-
gesetzes mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes wirksam. Sie verliert ihre Gültigkeit mit
dem Außerkrafttreten dieses Bundesgesetzes.

Androsch
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Anlage C
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Anlage D
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Anlage E



2602 115. Stück — Ausgegeben am 29. September 1972 — Nr. 361



115. Stück — Ausgegeben am 29. September 1972 — Nr. 361 2603



2604 115. Stück — Ausgegeben am 29. September 1972 — Nr. 362 und 363

362 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. Sep-
tember 1972, mit der die Verordnung über
die Ermächtigung der Zollämter zur Ertei-
lung von Einfuhrbewilligungen in verein-

fachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 des Außenhandels-
gesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 469/1971 wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen, soweit es sich um Waren der An-
lage B 2 des Außenhandelsgesetzes 1968 handelt,
auch im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft, verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 9. Dezem-
ber 1968, BGBl. Nr. 436, über die Ermächtigung
der Zollämter zur Erteilung von Einfuhrbewilli-
gungen in vereinfachter Form in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 232/1969, BGBl.
Nr. 341/1969, BGBl. Nr. 379/1970, BGBl.
Nr. 497/1971 und BGBl. Nr. 96/1972 wird wie
folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Als Ursprungszeugnis im Sinne des Abs. 1
gilt auch

a) eine ordnungsgemäße Warenverkehrsbe-
scheinigung oder eine ordnungsgemäße Ur-
sprungserklärung gemäß den Bestimmun-
gen des Interimsabkommens zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, BGBl. Nr. 357/
1972, oder des Interimsabkommens zwi-
schen der Republik Österreich und den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl, BGBl. Nr. 358/1972,
sowie der sich auf diese Abkommen grün-
denden Rechtsvorschriften,

b) ein ordnungsgemäßer Ursprungsnachweis
gemäß den Bestimmungen des Übereinkom-
mens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation, BGBl. Nr. 100/1960,
oder des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitglied-
staaten der Europäischen Freihandelsasso-
ziation und der Republik Finnland, BGBl.
Nr. 193/1961,

c) ein ordnungsgemäßer Ursprungsnachweis
im Sinne des Präferenzzollgesetzes, BGBl.
Nr. 93/1972,

d) ein ordnungsgemäßes Zeugnis über den Ur-
sprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren gemäß den Bestimmungen des
Bundesgesetzes über die zollfreie oder zoll-
ermäßigte Einfuhr von handwerklich her-

gestellten Waren zur Förderung der Han-
delsbeziehungen mit Entwicklungsländern,
BGBl. Nr. 94/1972, und der darauf sich
gründenden Rechtsvorschriften und Verein-
barungen."

2. In der Warenliste wird gestrichen:

88.02 Flugzeuge (Landflugzeuge, Wasserflug-
zeuge, Segelflugzeuge, Drachen, Trag-
schrauber, Hubschrauber, Schwingen-
flieger und dergleichen); rotierende
Fallschirme *

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1972
in Kraft.

Staribacher

3 6 3 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie und des
Bundesministers für Land- und Forstwirt-
schaft vom 20. September 1972, mit der
die Verordnung über die Ermächtigung der
Zollämter zur Erteilung von Einfuhr-
bewilligungen in vereinfachter Form geän-

dert wird
Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. b des Außen-

handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 469/1971
wird vom Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hinsichtlich der in der Anlage B 1
des Außenhandelsgesetzes 1968 angeführten
Waren und vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft hinsichtlich der in der Anlage B 2
des Außenhandelsgesetzes 1968 angeführten
Waren, jeweils im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen, verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie und des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft vom
27. November 1970, BGBl. Nr. 380, über die
Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von
Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form in
der Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 135/
1971, BGBl. Nr. 498/1971 und BGBl. Nr. 95/
1972 wird wie folgt geändert:

Im § 2 ist die Wendung „BGBl. Nr. 497/1971
und BGBl. Nr. 96/1972," durch die Wendung
„BGBl. Nr. 497/1971, BGBl. Nr. 96/1972 und
BGBl. Nr. 362/1972," zu ersetzen.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1972
in Kraft.

Staribacher Weihs
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3 6 4 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 23. September 1972 über
die Ermäßigung des festen Teilbetrages für
bestimmte Waren der Zolltarifnummer 20.05

nach dem Ausgleichsabgabegesetz

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Ausgleichs-
abgabegesetzes, BGBl. Nr. 219/1967, wird in
Verbindung mit § 6 des Zolltarifgesetzes 1958,
BGBl. Nr. 74, verordnet:

Artikel I

Der feste Teilbetrag der Ausgleichsabgabe wird
für die nachstehend angeführten Waren wie folgt
ermäßigt:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1972
in Kraft und verliert ihre Wirksamkeit mit
Ablauf des 31. Dezember 1972.

Die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 9. Juni 1972, BGBl. Nr. 196, über
die Ermäßigung von festen Teilbeträgen für be-
stimmte Waren der Zolltarifnummern 18.06,
19.08 und 20.05 nach dem Ausgleichsabgabe-
gesetz verliert ihre Wirksamkeit mit Ablauf des
30. September 1972.

Androsch
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